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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Robert Riedl, Hans Friedl, 
Rainer Ludwig, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, 
Dr. Hubert Faltermeier, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Wolfgang Hauber, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Gerald 
Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Verlässliche Unterstützung von privaten Haushalten angesichts steigender  
Energiepreise 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag bekräftigt seine Beschlüsse Drs. 18/21721, Drs. 18/22865 und 
Drs. 18/23034, denn Maßnahmen zur Gewährleistung von Versorgungssicherheit und 
Bezahlbarkeit der Energieversorgung sind weiterhin dringend notwendig. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich gegenüber dem Bund für eine zuverlässige 
Abmilderung der Folgen des aktuellen und absehbar bevorstehenden drastischen An-
stiegs der Energiepreise für private Verbraucher einzusetzen. Die Bundesregierung soll 
gebeten werden, die Einführung regelmäßiger Unterstützungsleistungen zu prüfen.  
Dabei sollen insbesondere folgende Punkte berücksichtigt werden: 

─ Monatliche Evaluierung des Energiepreisniveaus durch den Bund gemäß der letz-
ten jeweils vom Statistischen Bundesamt ermittelten Energiepreisindizes gegen-
über dem Bezugswert Januar 2022, zu einem festen Stichtag Mitte des Monats. Ziel 
ist festzustellen, ob sich die Energiepreise für private Verbraucherinnen und Ver-
braucher auf einem außergewöhnlich hohen Niveau befinden, welches nicht durch 
die allgemeine Lohnentwicklung kompensiert wurde. Dabei sind folgende Energie-
träger zu berücksichtigen: 

─ Erdgas (Verbraucherpreis zur Abgabe an private Haushalte) 

─ Benzin 

─ Dieselkraftstoff 

─ leichtes Heizöl (Lieferung in Tankkraftwagen an Verbraucher) 

─ Falls die Evaluierung ergibt, dass sich die Energiepreise für private Verbraucher auf 
einem außergewöhnlich hohen Niveau befinden, soll es zur Vermeidung sozialer 
Härten zur Auszahlung von Unterstützungsleistungen zum nächsten Monatsanfang 
kommen, wobei 

─ die Höhe der Unterstützung vom festgestellten Energiepreisniveau abhängt, 

─ der Empfängerkreis der Unterstützungsleistungen analog zum „Maßnahmenpa-
ket zum Umgang mit den hohen Energiekosten“ ist (d. h. alle einkommensteu-
erpflichtigen Erwerbstätigen, Selbstständige, Bezugsberechtigte von Kinder-
geld, Bezugsberechtigte von Sozialleistungen, Bezugsberechtigte von Arbeits-
losengeld 1), ergänzt um 

─ Empfänger von Lohnersatzleistungen, insbesondere Bezieher von Kurzar-
beitergeld, Krankengeld, Elterngeld und Mutterschaftsgeld, 



Drucksache  18/23377 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 2 

 

─ Empfänger von BAföG-Leistungen, 

─ Empfänger von Renten- und Pensionsleistungen, 

─ Personen, deren Vorjahreseinkommen den Grenzbetrag aus § 32a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG) überschritten hat, vom Be-
zug der Unterstützungsleistungen ausgeschlossen sind. 

 

 

Begründung: 

Die Energiepreise sind gemäß der vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Ener-
giepreisindizes seit Januar 2022 deutlich angestiegen. Die aktuellen Entwicklungen auf 
internationaler Ebene lassen einen weiteren, zeitnahen Anstieg erwarten. Bayerische 
Verbraucherinnen und Verbraucher wurden und werden hierdurch stark belastet. Die 
bisher durch den Bund ergriffenen Maßnahmen konnten diese Belastung bisher nicht 
umfänglich ausgleichen und bieten aufgrund ihres Einmalcharakters keine verlässliche 
Perspektive für die Bevölkerung. 

Gemäß Ankündigung des Bundeswirtschaftsministers vom 23.06.2022 ist nach der er-
folgten Ausrufung der Alarmstufe nach Art. 8 Abs. 2 Buchstabe b und Artikel 11 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2017/1938 demnächst auch mit der Feststellung nach 
§ 24 Abs. 1 Satz 1 des Energiesicherungsgesetzes (EnSiG) zu rechnen. Auch unab-
hängig davon sind die Preise für Verbraucher bereits erheblich angestiegen und es ist 
mit weiteren Anstiegen zu rechnen. 

Es ist notwendig, privaten Haushalten eine klare Perspektive zu bieten, wie soziale Här-
ten angesichts des aktuellen und bevorstehenden Energiepreisniveaus vermieden wer-
den können, bis die aktuelle Krise auf den Energiemärkten überwunden werden konnte. 
Zur Umsetzung der Maßnahmen des „Maßnahmenpakets zum Umgang mit den hohen 
Energiekosten“ wurden bereits Strukturen zur Auszahlung von Unterstützungsleistun-
gen an zahlreiche Betroffene geschaffen. Im Zuge einer Weiterentwicklung sollen auch 
die Bezieher von Lohnersatz-, BAföG-, Renten- und Pensionsleistungen berücksichtigt 
werden. Die Kosten für die Entlastungsmaßnahmen hat vollumfänglich der Bund zu tra-
gen. 

 

 


